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Eine wichtige Rolle spielt in der Justizpraxis die Frage, 
welchen Einfluß der Entwicklungsstand des Kollek­
tivs, in welchem der Rechtsbrecher arbeitet und lebt, 
auf die Beantwortung der Frage ausübt, ob gegen den 
Rechtsverletzer eine Freiheitsstrafe oder eine Strafe 
ohne Freiheitsentzug festzusetzen ist. Dieses Problem 
wird insbesondere dann praktisch, wenn zwar hin­
sichtlich des Grades der Gesellschaftsgefährlichkeit, der 
Begehungsweise und der Tatumstände sowie der Täter­
persönlichkeit die Voraussetzungen für die Anwendung 
einer Strafe ohne Freiheitsentzug vorliegen, das den 
Rechtsbrecher umgebende Kollektiv jedoch so wenig 
gefestigt und ideologisch so schwach ist, daß Zweifel 
entstehen könnten, ob es in der Lage ist, den not­
wendigen erzieherischen Einfluß auf den Verurteilten 
auszuüben.
Der Beschluß des Staatsrates über die weitere Entwick­
lung der Rechtspflege in der DDR zählt zu „den Fest­
stellungen, die im Strafverfahren zu treffen sind“, 
auch, „den Stand des Bewußtseins des einzelnen und 
die erzieherische Kraft seines Kollektivs zu unter­
suchen“3. Das bedeutet jedoch nicht, daß die Strafen 
ohne Freiheitsentzug nur in solchen Fällen angewandt 
werden könnten, in denen das Kollektiv allseitig ent­
wickelt und gefestigt ist. Das würde nicht nur zu einer 
ungerechtfertigten Einschränkung des Anwendungs­
bereichs der Strafen ohne Freiheitsentzug führen, son­
dern vor allem zur Folge haben, daß die Strafen ihre 
Funktion, die erzieherischen Kräfte der Gesellschaft zu 
entwickeln und zu entfalten, nur unvollkommen er­
füllen würden. Der Durchsetzung dieser Funktion der 
Strafen ohne Freiheitsentzug dient die Weisung des 
Obersten Gerichts, „die Anwendung von Strafen ohne 
Freiheitsentzug ... nicht unbedingt vom Vorhanden­
sein eines gefestigten und sich seiner Verantwortung für 
die Erziehung des Rechtsbrechers voll bewußten Kollek­
tivs abhängig“ zu machen; denn „die Fähigkeit eines 
Kollektivs zur selbständigen Erziehung eines Rechts­
brechers durch die Gesellschaft wächst mit der Auf­
gabenstellung“4.
Renneberg führte zu dieser Frage aus:

„Wollten wir prinzipiell die Anwendung politisch- 
moralisch erziehender Strafmaßnahmen ohne Frei­
heitsentzug vom Vorhandensein entwickelter sozia­
listischer Kollektive abhängig machen, so würden wir 
uns gerade dort eines Instruments gesellschaftlicher 
Erziehung und damit der Aktivierung der gesell­
schaftlichen Kräfte begeben, wo dies am meisten von­
nöten ist. Dieses Argument orientiert sich einseitig 
auf rückständige Auffassungen von der Strafe, nach 
denen sie in erster Linie eine Angelegenheit des 
Staatsapparates ist und die gesellschaftlichen Kräfte 
unterschätzt werden.“5

Bei der Untersuchung dieser Frage muß ferner berück­
sichtigt werden, daß die Strafen ohne Freiheitsentzug 
bei einer qualitativ ganz anderen Art von Verbrechen 
eingesetzt werden als die Freiheitsstrafen. Von diesem 
Standpunkt aus dürfte es unberechtigt sein, einen 
Rechtsbrecher nur deshalb mit einer Freiheitsstrafe 
zu belegen, weil er sich in einem schwachen Kollektiv 
befindet.
Der Stand der moralisch-politischen Entwicklung des 
Kollektivs kann jedoch von wesentlicher Bedeutung für 
die Strafzumessung sein, z. B., wenn es dem Rechts­
brecher durch allgemeine Schlamperei und Sorglosig­
keit ermöglicht worden ist, eine Entwendung von ge­
sellschaftlichem Eigentum in großem Umfange zu be-

3 NJ 1961 s. 73.
« Richtlinie Nr. 12, NJ 1961 S. 289. 
5 Renneberg, a. a. O., S. 25.

gehen oder wenn solche Straftaten von mehreren 
Angehörigen des Kollektivs begangen werden. Häufig 
führen ideologische Windstille, Sorglosigkeit und 
Schlamperei in einem Kollektiv dazu, daß unter dem 
Einfluß der imperialistischen Propaganda einzelne An­
gehörige des Kollektivs auf die Position einer grund­
sätzlichen Mißachtung der gesellschaftlichen sozialisti­
schen Disziplin und Gesetzlichkeit geraten und diese 
Gesamthaltung zur Begehung von Straftaten führt. Im 
Interesse der unbedingten Sicherung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit reichen in solchen Fällen Strafen ohne 
Freiheitsentzug nicht mehr aus, sondern es muß mit 
den Mitteln der Freiheitsstrafe eingegriffen werden3 7. 
Das gilt z. B. für ständige Arbeitsbummelanten, die sich 
am gesellschaftlichen Eigentum vergehen,? für Täter, 
die — dem Alkohol ergeben — unter dem Einfluß über­
mäßigen Alkoholgenusses z. B. eine Körperverletzung 
begehen und dgl. Solche Straftaten können sich in 
vielen Fällen nur dort entwickeln, wo im Kollektiv 
nicht ständig darum gerungen wird, daß alle seine Mit­
glieder entsprechend den Grundsätzen der sozialisti­
schen Moral und des sozialistischen Rechts arbeiten und 
leben. Insofern besteht ein Zusammenhang zwischen 
dem Grad der Entwicklung des Kollektivs und der 
Entscheidung über die Anwendung der Strafen ohne 
Freiheitsentzug oder der Freiheitsstrafe.
Der Grad der Gesellschaftsgefährlichkeit der Straftat 
wird oft dadurch erhöht, daß der Täter durch seine 
Straftat das Kollektiv ideologisch zersetzt; auf diese 
Weise wird auch die erzieherische Kraft des Kollektivs 
beeinträchtigt. Das kann sich z. B. darin äußern, daß 
mehrere Angehörige des Kollektivs in die Straftat hin­
eingezogen wurden oder daß der Rechtsbrecher auf 
andere Weise einen schädlichen ideologischen Einfluß 
auf das Kollektiv ausgeübt hat.
Der Stand der Entwicklung des Kollektivs, insbeson­
dere sein Zurückbleiben, darf also nicht unabhängig 
von der strafrechtlichen Verantwortlichkeit des Rechts­
brechers gesehen werden. Es muß vielmehr der Zu­
sammenhang zwischen dem Entwicklungsstand des 
Kollektivs, insbesondere seiner erzieherischen Einfluß­
nahme auf den einzelnen Rechtsbrecher, und den Ur­
sachen, der Gesellschaftsgefährlichkeit und den Begleit­
umständen der Straftat untersucht werden8. Es kann 
also im Strafverfahren nicht darauf ankommen, den 
Entwicklungsstand des Kollektivs schlechthin und los­
gelöst von der konkreten Straftat einzuschätzen. Das 
würde über die Aufgaben und die Möglichkeiten des 
Strafverfahrens weit hinausgehen und die Gerichte vor 
eine Aufgabe stellen, die sie nicht lösen können. Das 
müßte zu vorschnellen, oberflächlichen und falschen 
Einschätzungen führen, die die Überzeugungskraft des 
ganzen Strafverfahrens in Frage stellen können.
Wenn eine Straftat begangen wird, bei der sowohl von 
der Gesellschaftsgefährlichkeit und den Tatumständen 
als auch von der Täterpersönlichkeit her die Voraus­
setzungen für die Anwendung einer Strafe ohne 
Freiheitsentzug vorliegen, dann läßt das zwar auch 
darauf schließen, daß in diesem Kollektiv bestimmte 
Mängel in der Erziehungstätigkeit vorliegen, aber hier

6 Die Richtlinie Nr. 12 des Obersten Gerichts sieht die An­
wendung der Freiheitsstrafe außer bei Staatsverbrechen und 
anderen schweren Verbrechen auch bei solchen Verbrechen 
vor, die von Tätern begangen werden, „die aus bisherigen 
Bestrafungen keine Lehren gezogen haben oder sich hart­
näckig einem geordneten Leben in der sozialistischen Gesell­
schaft entziehen“. Die gleiche Regelung enthält der Entwurf 
des neuen Strafgesetzbuches.
7 Vgl. Weber, „Welche Bedeutung hat die Einstellung des 
Rechtsbrechers zur sozialistischen Arbeit für die richtige Ein­
schätzung der Straftat und die Differenzierung der Strafe?“, 
NJ 1961 S. 769.
8 Das darf selbstverständlich nicht zu einer Verwischung oder 
Herabminderung der individuellen Verantwortlichkeit des 
Rechtsbrechers führen. Es ist aber notwendig, aufzuklären, 
wie ihm die Begehung der Straftat überhaupt möglich war.
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